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" Der Widerruf eines bestehenden PrÅfungsauftrags nach § 318 Abs. 1 Satz 5 HGB setzt die Be-
stellung eines anderen AbschlussprÅfers unter Beachtung des § 318 Abs. 3 HGB voraus.

" Die KÅndigung eines bestehenden PrÅfungsauftrags ist gem!ß § 318 Abs. 6 Satz 2 HGB nur
aus wichtigem Grund mÇglich.

Diese restriktiven Regelungen dienen dem Schutz der Unabh!ngigkeit des AbschlussprÅfers im
Fall der gesetzlichen AbschlussprÅfung. Vor diesem Hintergrund soll die neue Vorschrift verhin-
dern, dass der AbschlussprÅfer und das zu prÅfende Unternehmen sich w!hrend der Laufzeit
des PrÅfungsvertrags unzul!ssigerweise – und unbemerkt – einvernehmlich trennen.

Sowohl der AbschlussprÅfer als auch die geprÅfte Gesellschaft sollen ihre Einsch!tzung der
Sachlage darlegen und insb. die GrÅnde angeben, auf denen die außerplanm!ßige Beendigung
der Beauftragung basiert. Die WPK soll durch die Mitteilung in die Lage versetzt werden, deren
Rechtm!ßigkeit zu ÅberprÅfen.

4. Pflichten der gesetzlichen Vertreter im Rahmen der
AbschlussprÅfung

4.1 Allgemeine Bestimmungen

Die in § 320 HGB kodifizierten Auskunfts- und Vorlagepflichten sollen sicherstellen, dass die Ab-
schlussprÅfung ordnungsm!ßig durchgefÅhrt werden kann; sie dienen insoweit zum Schutz des
PrÅfers sowie der Qualit!t und Verl!sslichkeit seiner Arbeit. Die gesetzlichen Vertreter mÅssen
im Rahmen der AbschlussprÅfung insb.

" den Jahresabschluss und den Lagebericht unverzÅglich nach deren Aufstellung vorlegen,

" dem AbschlussprÅfer die DurchfÅhrung der notwendigen PrÅfungshandlungen gestatten,
insb. die Vornahme von Bestandserhebungen sowie

" weitere notwendigen Informationen bereitstellen und Nachweise beschaffen.

Die Erreichung der PrÅfungsziele setzt voraus, dass dem PrÅfer die MÇglichkeit einger!umt wird,
die hierfÅr notwendigen Unterlagen des Unternehmens einzusehen. Da die AbschlussprÅfung
nicht den Umfang einer UnterschlagungsprÅfung einnimmt, sondern den Grunds!tzen der We-
sentlichkeit und Wirtschaftlichkeit zu genÅgen hat, ist das Einsichtsrecht des AbschlussprÅfers
begrenzt; auch steht ihm kein „Durchsuchungsrecht“ zu.

Die grobe Verletzung der Verpflichtungen nach § 320 HGB durch die gesetzlichen Vertreter
kann im Extremfall eine KÅndigung seitens des AbschlussprÅfers nach sich ziehen. Zeigen die
gesetzlichen Vertreter keinerlei PrÅfungsbereitschaft und behindern die PrÅfungshandlungen
des AbschlussprÅfers, indem sie z. B. notwendige Unterlagen und Informationen zurÅckhalten
oder die Kontaktaufnahme des AbschlussprÅfers mit dem Unternehmensanwalt verhindern, so
begrÅndet dies wesentliche PrÅfungshemmnisse und letztlich auch wichtige KÅndigungsgrÅn-
de.

Die Vorschriften des § 320 HGB sind auf gesetzliche, nicht aber auf freiwillige PrÅfungen anzu-
wenden. Allerdings empfiehlt sich auch bei letzteren eine vertragliche Vereinbarung, dass sich
die Gesellschaft zur UnterstÅtzung der PrÅfung in analoger Anwendung des § 320 HGB ver-
pflichtet, um eine ordnungsgem!ße PrÅfungsdurchfÅhrung zu gew!hrleisten.
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4.2 Vorlagepflicht der gesetzlichen Vertreter

§ 320 Abs. 1 Satz 1 HGB verlangt von den gesetzlichen Vertretern der Gesellschaft, dem Ab-
schlussprÅfer den Jahresabschluss sowie den Lagebericht unverzÅglich nach Aufstellung vor-
zulegen.

Die formale Auslegung einer „Vorlage nach Fertigstellung“ ist allerdings aufgrund der zuneh-
menden Komplexit!t der Rechnungslegung und des st!ndig wachsenden Termindrucks nicht
mehr zeitgem!ß. Vielmehr werden die Abschlussdaten zeitlich parallel zur PrÅfung konkretisiert
bzw. ist der Jahresabschluss erst zum Ende der PrÅfung aufgestellt. Insoweit kÇnnen auch &nde-
rungen der Abschlussdaten seitens des verantwortlichen Managements nach Vorlage beim Ab-
schlussprÅfer nicht beanstandet werden.

Keinesfalls darf der AbschlussprÅfer Entscheidungen bzgl. der AusÅbung von Ansatz und Bewer-
tungswahlrechten treffen, da dies eine Besorgnis der Befangenheit nach § 319 HGB begrÅndet.

Die Vorlagepflicht der gesetzlichen Vertreter ist unverzÅglich, d. h. ohne schuldhaftes ZÇgern zu
erfÅllen. Eine zeitliche Konkretisierung kann indirekt aus § 264 Abs. 1 Satz 2 HGB abgeleitet wer-
den, wonach der Jahresabschluss und Lagebericht in den ersten drei Monaten des Gesch!ftsjah-
res fÅr das vorausgegangene Gesch!ftsjahr aufzustellen sind.

§ 320 Abs. 2 Satz 2 HGB r!umt dem AbschlussprÅfer die MÇglichkeit ein, bestimmte PrÅfungs-
handlungen im Rahmen von sog. Vor- oder ZwischenprÅfungen zeitlich vorzuziehen, um auf die-
se Weise die HauptprÅfung zu entlasten. Jedenfalls ab einer gewissen UnternehmensgrÇße ist
dies aufgrund des gesetzten Termindrucks unabdingbar und g!ngige Praxis. Die PrÅfung des in-
ternen Kontrollsystems, weitere SystemprÅfungen oder Teile der BuchfÅhrung werden bspw. vor
der eigentlichen HauptprÅfung untersucht, ebenso werden Saldenbest!tigungen frÅhzeitig ein-
geholt.

Die Rechte des AbschlussprÅfers bzw. Pflichten der gesetzlichen Vertreter gem!ß § 320 Abs. 1
und 2 HGB gelten fÅr vorgezogene PrÅfungshandlungen und gem!ß § 320 Abs. 3 HGB fÅr Kon-
zernabschlussprÅfungen im gleichen Maße wie fÅr HauptprÅfungen.

4.3 Einsichts- und Auskunftsrechte des AbschlussprÅfers

§ 320 Abs. 1 Satz 2 HGB schreibt vor, dass die gesetzlichen Vertreter dem AbschlussprÅfer zu ge-
statten haben, die BÅcher und Schriften der Gesellschaft sowie die VermÇgensgegenst!nde und
Schulden zu prÅfen. Ihm mÅssen die Buchhaltung und s!mtliche schriftlich dokumentierten In-
formationen zug!nglich gemacht werden, die nach seinem pflichtm!ßigen Ermessen fÅr die Er-
ledigung des PrÅfungsauftrags notwendig sind. Falls notwendige Informationen dem Abschluss-
prÅfer (noch) nicht gegeben werden kÇnnen, so ist die PrÅfung zu verschieben oder zu unterbre-
chen, es sei denn, es handelt sich um unwesentliche PrÅffelder.

Die BestandsprÅfung umfasst z. B. die Inventurbeobachtung und Einholung von Saldenlisten fÅr
Forderungen und Schulden; ausdrÅcklich aufgefÅhrt sind die Kasse, Wertpapiere und Waren-
best!nde (§ 320 Abs. 1 Satz 2 HGB). Um sich von der Existenz und dem Zustand des Anlage- und
UmlaufvermÇgens zu Åberzeugen, ist dem AbschlussprÅfer Åberdies die MÇglichkeit von Be-
triebsbesichtigungen einzur!umen.
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Das Einsichtsrecht richtet sich auf HandelsbÅcher, NebenbÅcher, Unterlagen zu Bestandsauf-
nahmen, Belege, Handelsbriefe, Protokolle, Vertr!ge u. &.; außerdem auf die Betriebsbuchhal-
tung, Kalkulations- und Planungsrechnungen sowie die Betriebsstatistik. Daneben beinhaltet
das Auskunftsrecht die Lesbarmachung IT-gestÅtzter Daten. Sofern die Einsichtnahme fÅr die
PrÅfung relevant ist oder sein kann, sind dem AbschlussprÅfer auch vertrauliche Unterlagen der
Gesellschaft offenzulegen, z. B. Vorstands- und Aufsichtsratsprotokolle.

Dem AbschlussprÅfer ist daneben gestattet, Kopien anzufertigen und Saldenbest!tigungen von
Dritten einzuholen, um sie als PrÅfungsnachweis zu nutzen. Hierbei ist das Unternehmen vor
einer unberechtigten Informationsweitergabe seitens des AbschlussprÅfers wie auch seiner Ge-
hilfen geschÅtzt, da diese nach § 333 Abs. 1 Satz 1 HGB i.V. mit §§ 43, 50 WPO der Verschwie-
genheitspflicht unterliegen.

Unter die vom geprÅften Unternehmen zu erbringenden Aufkl!rungen fallen insb. AuskÅnfte
und Erkl!rungen, die i. d. R. mÅndlich erteilt werden. DemgegenÅber sind Nachweise schriftliche
Unterlagen, z. B. GrundbuchauszÅge, Patente oder BÅrgschaftserkl!rungen. Ebenso gehÇren
hierzu Unterlagen, anhand derer sich der AbschlussprÅfer selbst!ndig Åberzeugen will, ob sie
von Relevanz fÅr die Rechnungslegung sind, z. B. Absatzvertr!ge zur Beurteilung mÇglicher RÅck-
stellungen fÅr drohende Verluste aus schwebenden Gesch!ften.

Der AbschlussprÅfer sollte sich prÅfungsrelevante Sachverhalte mÇglichst schriftlich best!tigen
lassen; dies gilt insb. fÅr mÅndliche Erkl!rungen der gesetzlichen Vertreter. Er hat zu berÅcksich-
tigen, dass mÅndliche Erkl!rungen jedenfalls keinen Ersatz fÅr alternative PrÅfungsnachweise
darstellen, die Åblicherweise eingeholt werden kÇnnen (z. B. Kauf- oder Kreditvertr!ge, Salden-
best!tigungen, Prozessakten). Kann der AbschlussprÅfer keine aussagef!higen und verl!sslichen
PrÅfungsnachweise einholen, obwohl diese unter Åblichen Umst!nden verfÅgbar sein mÅssten,
so begrÅndet dies ein PrÅfungshemmnis mit eventuellen Auswirkungen auf PrÅfungsbericht
bzw. Best!tigungsvermerk (IDW PS 303 n. F., Tz. 16 f.).

4.4 Vollst!ndigkeitserkl!rung

Ein Grundsatz ordnungsm!ßiger DurchfÅhrung von AbschlussprÅfungen besteht darin, dass
sich der AbschlussprÅfer am Ende der PrÅfung von den gesetzlichen Vertretern, die die Verant-
wortung fÅr den Abschluss und den Lagebericht innehaben, eine sog. Vollst!ndigkeitserkl!rung
ausstellen l!sst (IDW PS 303 n. F., Tz. 21). Diese versichern insoweit, dass die BÅcher und Schrif-
ten sowie die erteilten AuskÅnfte und Nachweise zum Jahresabschluss und Lagebericht voll-
st!ndig sind.

Die Vollst!ndigkeitserkl!rung sollte zeitnah zum Datum des Best!tigungsvermerks eingeholt
werden und entsprechend datiert sein; andernfalls empfiehlt sich fÅr den PrÅfer die Einholung
weiterer erg!nzender Erkl!rungen (IDW PS 303 n. F., Tz. 24 f.).

Hat der AbschlussprÅfer erhebliche Zweifel an der Integrit!t der gesetzlichen Vertreter und ge-
langt deshalb zu dem Schluss, dass die Vollst!ndigkeitserkl!rung oder der Nachweis der Ge-
samtverantwortung fÅr die Rechnungslegung nicht verl!sslich ist, oder geben die gesetzlichen
Vertreter diese Erkl!rung nicht ab, so ist der Best!tigungsvermerk zu versagen (IDW PS 303 n. F.,
Tz. 19).
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Bei WidersprÅchlichkeiten der Erkl!rungen der gesetzlichen Vertreter hat der AbschlussprÅfer
mÇgliche Auswirkungen auf die Verl!sslichkeit der Erkl!rungen und sonstigen PrÅfungsnach-
weise zu beurteilen (IDW PS 303 n. F., Tz. 18).

AABBBB.. 8811:: EErrkkll!!rruunnggeenn ddeerr ggeesseettzzlliicchheenn VVeerrttrreetteerr ggeeggeennÅÅbbeerr ddeemm AAbbsscchhlluusssspprrÅÅffeerr ((IIDDWW PPSS 330033 nn.. FF..))

Erklärungen der gesetzlichen Vertreter

Erklärungen als Prüfungsnachweis Vollständigkeitserklärung

Nur mündliche Erklärungen
sind in den Arbeitspapieren
zu dokumentieren; ggf.
schriftliche Bestätigung
gegenüber Abschlussprüfer

Ergänzung bei Nachtrags-
prüfungen erforderlich

Zeitnahe Einholung zum
Datum des Bestätigungs-
vermerks

Bei Wesentlichkeit
grundsätzlich durch
schriftliche Erklärung

Umfassende Versicherung
der gesetzlichen Vertreter
über Vollständigkeit der
erteilten Erklärungen und
Nachweise

Prüfungsnachweis zu
einzelnen Sachverhalten

Nachweis der Gesamt-
verantwortung für die

Rechnungslegung

Für Jahresabschluss
durch Unterzeichnung

Für Buchführung
grundsätzlich ohne
weitere Dokumentation

Erklärung der gesetz-
lichen Vertreter sind
i. d. R. kein Ersatz für andere
Prüfungshandlungen
(anderenfalls: Prüfungs-
hemmnis)

Nach allgemeiner Berufsauffassung tr!gt der AbschlussprÅfer das PrÅfungsergebnis in einer
Schlussbesprechung vor und Åberl!sst den gesetzlichen Vertretern einen Entwurf des PrÅfungs-
berichts. Diese haben damit noch die MÇglichkeit, erg!nzende AuskÅnfte zu erteilen bzw. zu
aufgetretenen Zweifelsfragen Stellung zu nehmen.

Graumann, Mathias. Wirtschaftliches Prüfungswesen : Sämtliche Prozessschritte der Abschlussprüfung. Integrierende Darstellung von
         Berufsrecht und Berufspraxis. Kommentierung der handelsrechtlichen Jahresabschlussvorschriften. Kontrollfragen und Übungsaufgaben mit Lö..., NWB Verlag, 2017. ProQuest Ebook Central, http://ebookcentral.proquest.com/lib/bibl/detail.action?docID=5113507.
Created from bibl on 2023-02-24 16:54:00.

C
op

yr
ig

ht
 ©

 2
01

7.
 N

W
B

 V
er

la
g.

 A
ll 

rig
ht

s 
re

se
rv

ed
.


